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Rechtssatz 

Mit dem Begriff der "schlichten Hoheitsverwaltung" wird Verwaltungshandeln erfasst, das nicht 
privatwirtschaftlicher Natur ist, sondern zum Bereich der Hoheitsverwaltung gehört, auch wenn im 
konkreten Fall kein Hoheitsakt gesetzt wird. In der schlichten Hoheitsverwaltung werden die 
Verwaltungsorgane nicht in den Handlungsformen des Bescheides, der unmittelbaren 
verwaltungsbehördlichen Befehls- und Zwangsgewalt sowie der Verordnung tätig, obwohl diese ihre 
Befugnis, anzuordnen und durchzusetzen, im Hintergrund vorhanden ist. In diesem Sinn ist die schlichte 
Hoheitsverwaltung eine potentiell hoheitliche Verwaltung, die durch Einsatz von Imperium zur aktuell 
hoheitlichen Verwaltung werden kann; es handelt sich also um eine "verschiedene Intensität" einer 
Verwaltungstätigkeit, die insgesamt zum Bereich der Hoheitsverwaltung gehört (vgl. VwGH 15.4.2016, 
Ra 2016/02/0028). So kann es Akte der Verwaltung geben, die keine selbstständige Normativität 
aufweisen, aber unzweifelhaft - vorbereitend, begleitend, durchführend - im Rahmen der 
Hoheitsverwaltung gesetzt werden. Verschiedentlich ist sogar ausdrücklich vorgesehen, dass die 
Verweigerung einer solchen (tatsächlichen) Leistung mit Bescheid erfolgen soll, was wohl der deutlichste 
Hinweis dafür ist, dass auch der Fall der positiven Stattgebung bzw. Erfüllung als hoheitliches Handeln 
zu qualifizieren ist. Die schlichte Hoheitsverwaltung kann demnach nicht mehr allein anhand der 
limitierten Anzahl von typisierten Formen an Hoheitsakten bestimmt werden. Ausschlaggebend ist, dass 
bestimmte Handlungen gesetzt werden, die sowohl im Bereich der Hoheitsverwaltung als auch im 
Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung anzutreffen sind. Zum hoheitlichen Handeln macht dieses 
Handeln der Kontext, in dem sie gesetzt werden. 
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